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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤ger wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 23. Mai 2017 geÃ¤ndert und der Beklagte unter Ã�nderung des
Bescheides vom 13. Juli 2017 verurteilt, den KlÃ¤gern fÃ¼r den Zeitraum
Januar bis Juni 2017 weitere Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nach dem SGB II zu gewÃ¤hren, und zwar fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft nach MaÃ�gabe der Tabellenwerte zu Â§ 12 Wohngeldgesetz
zzgl. 10 % und fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r Heizung unter BerÃ¼cksichtigung
der tatsÃ¤chlichen Kosten von monatlich insgesamt 95,- â�¬, fÃ¼r Juni
2017 unter Abzug der im Mai 2017 fÃ¤llig gewordenen
Betriebskostengutschrift von 28,84 â�¬. 

Â 

Der Beklagte hat den KlÃ¤gern ihre auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r das
gesamte Verfahren zu erstatten.

Â 
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die KlÃ¤ger deutscher StaatsangehÃ¶rigkeit, der 1978 geborene erwerbsfÃ¤hige
KlÃ¤ger zu 1, seine Ehefrau, die 1980 geborene erwerbsfÃ¤hige KlÃ¤gerin zu 2, und
ihre gemeinsame Tochter, die am 15. Dezember 2008 geborene KlÃ¤gerin zu 3,
begehren die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen fÃ¼r die Kosten von Unterkunft
und Heizung (KdUH) nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r die
Zeit von Januar bis Juni 2017. 

Â 

Sie bewohnten bis November 2014 eine 69,91 qm groÃ�e Zwei-Zimmer-Wohnung
im B fÃ¼r die zuletzt eine monatliche Bruttowarmmiete von 552,- â�¬ zu entrichten
war. Bis zum 30. November 2014 erhielten sie vom Jobcenter Berlin Mitte laufende
SGB II-Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung dieser Bruttowarmmiete. Mit
bestandskrÃ¤ftig gewordenem Bescheid vom 10. November 2014 hob das Jobcenter
Berlin Mitte die laufende Leistungsbewilligung mit Wirkung vom 1. Dezember 2014
mit der BegrÃ¼ndung auf, die KlÃ¤ger hÃ¤tten sich aus dem Leistungsbezug
abgemeldet. 

Â 

Der KlÃ¤ger zu 1 war sei dem 1. Oktober 2012 bei der Fa. d-g G als
Servicetechniker fÃ¼r 400,- â�¬/Monat 15 Stunden beschÃ¤ftigt. Nach dem
Ã�nderungsvertrag vom 30. Oktober 2014 sollte bei einer nunmehrigen
wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 38 Stunden die monatliche BruttovergÃ¼tung ab
dem 1. November 2014 2300,- â�¬ betragen. Nach dem weiteren
Ã�nderungsvertrag vom 9. Dezember 2014 sollte bei einer nunmehrigen
wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 12 Stunden die monatliche BruttovergÃ¼tung ab
dem 1. Januar 2015 460,- â�¬ betragen. 

Â 

Die KlÃ¤gerin zu 2 war ab dem 1. Dezember 2014 als Pflegehelferin bei der Fa. A
med. Pflegedienst in Berlin bei einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 20 Stunden
fÃ¼r 500,- â�¬ brutto (inkl. aller ZuschlÃ¤ge) beschÃ¤ftigt. Mit Schreiben vom 31.
Dezember 2014 kÃ¼ndigte ihr die Arbeitgeberin zum 15. Januar 2015.

Â 
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FÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3 wurde Kindergeld gezahlt, das im Jahr 2017 192,-
â�¬/Monat betrug.

Â 

Ohne eine Zusicherung eingeholt zu haben, schlossen der KlÃ¤ger zu 1 und die
KlÃ¤gerin zu 2 im Oktober 2014 (beider Unterschriften vom 17. Oktober 2014) fÃ¼r
die Zeit ab dem 1. Dezember 2014 einen Mietvertrag Ã¼ber die 80,13 qm groÃ�e
Drei-Zimmer-Wohnung unter der im Rubrum genannten, im Ã¶rtlichen
ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten gelegenen Anschrift. Danach betrug die
monatliche Bruttowarmmiete 744,40 â�¬ (Kaltmiete 520,85 â�¬,
Betriebskostenvorauszahlungen 128,55 â�¬, Heiz- und
Warmwasserkostenvorauszahlungen 95,- â�¬). Die Wohnung wird mit Gas zentral
beheizt, das Wasser zentral erwÃ¤rmt. Das GebÃ¤ude hat eine GesamtheizflÃ¤che
von mehr als 1000 qm. Es handelt sich um eine Wohnung im Ã¶ffentlich
gefÃ¶rderten Wohnungsbau. Ab dem 24. November 2014 waren die KlÃ¤ger unter
dieser Anschrift polizeilich gemeldet. Â 

Â 

Auf den Leistungsantrag der KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab Januar 2015 erlieÃ� der
Beklagte unter dem 6. Februar 2015 zwei Bescheide: mit dem einen lehnte er die
Leistungsbewilligung fÃ¼r den Monat Januar 2015 mit der BegrÃ¼ndung ab, die
KlÃ¤ger seien nicht hilfebedÃ¼rftig (der Beklagte hatte ein die Bedarfe
Ã¼bersteigendes Einkommen von insgesamt 29,97 â�¬ errechnet). Mit dem
anderen bewilligte er den KlÃ¤gern vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit von Februar bis Dezember 2015 in
HÃ¶he von insgesamt 122,28 â�¬/Monat. Bei der Leistungsberechnung legte der
Beklagte fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung jeweils die
Bruttowarmmiete fÃ¼r die frÃ¼here Wohnung von 552,- â�¬ zugrunde. 

Â 

Gegen beide Bescheide erhoben die KlÃ¤ger Widerspruch u.a. mit folgender
BegrÃ¼ndung: Aufgrund des ab November 2014 zu erwartenden Nettoeinkommens
des KlÃ¤gers zu 1 sei klar gewesen, dass die Familie keine Jobcenter-Leistungen
mehr erhalten werde. Bei Abschluss des Mietvertrages sei man davon
ausgegangen, die Miete dauerhaft aus dem Einkommen bestreiten zu kÃ¶nnen.
Dann habe jedoch der Arbeitgeber die Arbeitsstunden erheblich reduziert, so dass
der KlÃ¤ger zu 1 ab Januar 2015 ein geringeres Einkommen gehabt habe und
unvorhergesehenerweise erneut BedÃ¼rftigkeit eingetreten sei. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) mÃ¼sse die aktuelle Miete voll
Ã¼bernommen werden, wenn jemand einen Monat von seinem Einkommen gelebt
habe, ohne Leistungen zu erhalten. Daher sei nach der Neuantragstellung die volle
Bruttowarmmiete zu berÃ¼cksichtigen. Mit Widerspruchsbescheid vom 10. MÃ¤rz
2015 wies der Beklagte die WidersprÃ¼che als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. 

Â 
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Der sich daran anschlieÃ�ende Rechtsstreit um die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit von Februar bis Dezember 2015
(erstinstanzliches Az. S 109 AS 8540/15) endete im Berufungsverfahren vor dem
erkennenden Senat (Az. L 29 AS 114/18) mit einer gÃ¼tlichen Streitbeilegung. Der
Beklagte erklÃ¤rte sich bereit, den KlÃ¤gern auf der Grundlage der
AusfÃ¼hrungsvorschriften zur GewÃ¤hrung von Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 22 SGB II
und Â§Â§ 35 und 36 SGB XII (AV-Wohnen) in der damals geltenden Fassung als
angemessen erachtete Leistungen fÃ¼r die KdUH in HÃ¶he von monatlich
insgesamt 613,25 â�¬ zu bewilligen (518,25 â�¬ Bruttokaltmiete zzgl. 95,- â�¬
Heizkosten). Die BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger nahm dieses Teilanerkenntnis an
und erklÃ¤rte den Rechtsstreit insgesamt in der Hauptsache fÃ¼r erledigt. 

Â 

Auf den im Dezember 2015 gestellten Weiterbewilligungsantrag bewilligte der
Beklagte den KlÃ¤gern mit Bescheid vom 7. Dezember 2015 Leistungen fÃ¼r Januar
bis Dezember 2016, wobei er erneut fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung
die monatliche Bruttowarmmiete fÃ¼r die frÃ¼here Wohnung von 552,- â�¬
zugrunde legte. Der hiergegen erhobene Widerspruch blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 17. MÃ¤rz 2016). Hiergegen erhoben die KlÃ¤ger Klage
zum Az. S 8 AS 5316/16. 

Â 

Zum 1. April 2016 erhÃ¶hte sich die Kaltmiete auf 580,94 â�¬. Da die
Nebenkostenvorauszahlungen unverÃ¤ndert blieben, waren seitdem insgesamt
804,49 â�¬/Monat zu zahlen. 

Â 

Am 6. April 2016 vereinbarte der KlÃ¤ger zu 1 mit der Fa. d-g GmbH eine
Ã�nderung des Arbeitsvertrages, wonach ab dem 1. Mai 2016 bei einer
nunmehrigen wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 20 Stunden die monatliche
BruttovergÃ¼tung 740,- â�¬ betrug. Der Mitteilung dieser VertragsÃ¤nderung trug
der Beklagte mit Ã�nderungsbescheid vom 22. April 2016 fÃ¼r die Zeit von Juni bis
Dezember 2016 Rechnung. FÃ¼r die Zeit ab dem 1. Juli 2016 schloss die KlÃ¤gerin
zu 2 mit Frau KH, Betreiberin eines H, einen Arbeitsvertrag als
Beraterin/Vermittlerin von Versicherungen und BausparvertrÃ¤gen mit einer
monatlichen BruttovergÃ¼tung von 450,- â�¬ bei einer monatlichen Arbeitszeit von
52 Stunden. FÃ¼r die Zeit ab September 2016 schloss die KlÃ¤gerin zu 2 mit
derselben Arbeitgeberin einen neuen Arbeitsvertrag, nunmehr fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit
als BÃ¼roaushilfe mit einer Arbeitszeit von 17 Stunden/Woche und einer
monatlichen BruttovergÃ¼tung von 640,- â�¬. Der Beklagte reagierte auf die
entsprechenden Ã�nderungsmitteilungen mit Ã�nderungsbescheiden vom 29. Juli
und 2. September 2016.

Â 
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Mit Urteil vom 12. Januar 2022 wies das Sozialgericht (SG) Berlin die zum Az. S 8 AS
5316/16 erhobene Klage auf hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r
den Zeitraum Januar bis Dezember 2016 sowie auf Ã�bernahme der Betriebskosten-
Nachforderung fÃ¼r 2015 ab und fÃ¼hrte bezÃ¼glich der laufenden
Unterkunftsleistungen zur BegrÃ¼ndung aus: Der Beklagte habe zu Recht gemÃ¤Ã�
Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II nur den KdUH-Bedarf fÃ¼r die bisherige Wohnung von
insgesamt 552,- â�¬ anerkannt, denn die KlÃ¤ger seien ohne vorherige
Zustimmung umgezogen und der Umzug sei nicht erforderlich gewesen. Sie hÃ¤tten
Ã¼ber eine fÃ¼r drei Personen ausreichend groÃ�e Wohnung verfÃ¼gt. Das
fortgeschrittene Alter der KlÃ¤gerin zu 3 Ã¤ndere daran nichts. Auch wenn sie
nunmehr ein eigenes Zimmer benÃ¶tigt hÃ¤tte, wÃ¤re dies in der bisherigen 69,91
qm groÃ�en Zwei-Zimmer-Wohnung einzurichten gewesen (ein Wohn-/Schlafzimmer
und ein Kinderzimmer). Die ErhÃ¶hung der wÃ¶chentlichen Arbeitszeit des KlÃ¤gers
zu 1 kÃ¶nne keine BerÃ¼cksichtigung finden, da er die dahingehende Vereinbarung
erst nach Unterzeichnung des Mietvertrages, einen Tag vor dem Umzug,
abgeschlossen habe und der Umzug noch wÃ¤hrend des Leistungsbezuges erfolgt
sei. Da der ohne Zustimmung erfolgte Umzug (nur) ein Jahr und einen Monat
zurÃ¼ckgelegen habe, habe der Beklagte Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II zu Recht fÃ¼r
anwendbar gehalten, zumal die Vorschrift auch keine zeitliche EinschrÃ¤nkung
enthalte. Ã�ber die hiergegen zum Az. L 4 AS 166/22 erhobene Berufung ist noch
nicht entschieden.

Â 

Auf den Weiterbewilligungsantrag vom 5. Dezember 2016 unter Angabe
unverÃ¤nderter KdUH bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern mit Bescheid vom 22.
Dezember 2016 fÃ¼r den â�� hier streitigen â�� Zeitraum Januar bis Juni 2017
vorlÃ¤ufig (wegen des unklaren Einkommens des KlÃ¤gers zu 1 und der KlÃ¤gerin
zu 2) folgende Leistungen: 

fÃ¼r Januar 2017 insgesamt 615,49 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 259,44 â�¬, KlÃ¤gerin zu 2
223,04 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 133,01 â�¬); 

fÃ¼r die Monate Februar bis Juni 2017 insgesamt 651,89 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 259,44
â�¬, KlÃ¤gerin zu 2 259,44 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 133,01 â�¬).

Â 

Dabei legte er fÃ¼r die KdUH wiederum jeweils die Bruttowarmmiete fÃ¼r die
frÃ¼here Wohnung von 552,- â�¬ zugrunde. Auch hiergegen erhoben die KlÃ¤ger
wegen der Unterkunftsleistungen Widerspruch. Es seien die tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten zu Ã¼bernehmen, die wesentlich hÃ¶her seien. Der Widerspruch
wurde mit Widerspruchsbescheid vom 20. Februar 2017 zurÃ¼ckgewiesen.Â  

Â 

Die Nebenkostenabrechnung des Vermieters vom 2. MÃ¤rz 2017 fÃ¼r das Jahr
2016 ergab fÃ¼r die KlÃ¤ger ein Guthaben von 28,84 â�¬, das im Mai 2017 fÃ¤llig
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wurde.

Â 

Im MÃ¤rz 2017 Ã¼bersandte die KlÃ¤gerin zu 2 dem Beklagten eine
ArbeitsvertragsÃ¤nderung, wonach ihr ab dem 1. Februar 2017 bei einer
regelmÃ¤Ã�igen wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 14 Stunden 9,- â�¬/Stunde brutto
gezahlt werden sollten. Zugleich legte sie eine Lohnabrechnung fÃ¼r Februar 2017
mit einem Auszahlungsbetrag von 459,17 â�¬ vor. Darauf reagierte der Beklagte
mit dem Ã�nderungsbescheid vom 15. MÃ¤rz 2017, mit dem den KlÃ¤gern fÃ¼r die
Zeit von April bis Juni 2017, wiederum vorlÃ¤ufig, insgesamt 748,65 â�¬ (KlÃ¤ger
zu 1 297,95 â�¬, KlÃ¤gerin zu 2 297,95 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 152,75 â�¬) bewilligt
wurden.

Â 

Am 16. MÃ¤rz 2017 haben die KlÃ¤ger zum Az. S 168 AS 3566/17 die auf hÃ¶heres
Arbeitslosengeld II fÃ¼r die Zeit von Januar bis Juni 2017 gerichtete Klage erhoben.
Zur BegrÃ¼ndung ist im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt worden, die tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten seien erheblich hÃ¶her als die vom Beklagten berÃ¼cksichtigten
552,- â�¬/Monat.Â  

Â 

Im April 2017 hat der Kammervorsitzende des SG darauf hingewiesen, dass nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), Urteil vom 9. April 2014 â�� B
14 AS 23/13 R â��, bei einem nicht erforderlichen Umzug eine Begrenzung der
KdUH-Leistungen nach einer mit der Unterbrechung des Leistungsbezug fÃ¼r
mindestens einen Monat verbundenen Ã�berwindung der HilfebedÃ¼rftigkeit durch
Erzielung bedarfsdeckenden Einkommens keine Wirkung mehr entfalte. Da die
KlÃ¤ger im Dezember 2014 wegen bedarfsdeckenden Einkommens leistungsfrei
gewesen seien, sei Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II nicht anwendbar. Allerdings hÃ¤tte
ihnen die Unangemessenheit der tatsÃ¤chlichen KdUH bekannt gewesen sein
mÃ¼ssen, da sie ab Januar 2015 wieder Leistungen bezogen hÃ¤tten. Daher habe
der Beklagte nur die angemessenen KdUH zu Ã¼bernehmen. Diese lÃ¤gen nach
den AV-Wohnen bei 518,25 â�¬ zzgl. der angemessenen Heizkosten von 95,- â�¬,
d.h. bei insgesamt 613,25 â�¬. Der Beklagte werde gebeten, die KlÃ¤ger insoweit
klaglos zu stellen. Damit hat sich der Beklagte fÃ¼r den Fall einverstanden erklÃ¤rt,
dass damit der Rechtsstreit beendet werde. Darauf ist per Beschluss ein
entsprechender Vergleichsvorschlag des SG ergangen, der vom Beklagten
angenommen worden ist, von der BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤ger indes nicht. Diese
hat unter dem 18. Mai 2017 ausgefÃ¼hrt: Es seien die tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten zu Ã¼bernehmen, da es an einer Mitteilung des Beklagten
Ã¼ber die Unangemessenheit der KdUH mangele. Dieser habe sich stets nur darauf
berufen, dass die bisherigen Mietkosten zu berÃ¼cksichtigen seien.Â  

Â 
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Nach AnhÃ¶rung zu dieser Entscheidungsform hat das SG mit Gerichtsbescheid vom
23. Mai 2017 Ã¼ber die Klage mit dem Antrag, den Beklagten unter AbÃ¤nderung
des Bescheides vom 22. Dezember 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20. Februar 2017 zu verurteilen, den KlÃ¤gern fÃ¼r den Zeitraum Januar bis
Juni 2017 hÃ¶heres Arbeitslosengeld II zu zahlen, wie folgt entschieden: 

Der Bewilligungsbescheid vom 22. Dezember 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Februar 2017 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 15. MÃ¤rz 2017 wird abgeÃ¤ndert. Der Beklagte wird
verpflichtet, den KlÃ¤gern im Zeitraum vom 01.01. bis 30.06.2017 weitere
Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r Unterkunfts- und Heizkosten in HÃ¶he von
monatlich je 57,75 â�¬ zu bewilligen. Der Beklagte wird verurteilt, den KlÃ¤gern
diesen nachzubewilligenden Betrag von insgesamt 346,50 â�¬ auszuzahlen. Im
Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Â 

Von den auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger trÃ¤gt der Beklagte ein FÃ¼nftel. 

Â 

Zur BegrÃ¼ndung hat das SG im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Â§ 22 Abs. 1 Satz 2
SGB II sei nicht einschlÃ¤gig. Die Norm sei jedenfalls dann einschrÃ¤nkend
auszulegen und erfasse FolgezeitrÃ¤ume nicht mehr, soweit ein
LeistungsempfÃ¤nger nach dem Umzug und vor dem maÃ�geblichen Streitzeitraum
leistungsfrei gewesen sei. Denn dann liege ein neuer Leistungsfall vor, so dass die
frÃ¼here Deckelung der KdUH ihre Wirkung verliere (unter Bezugnahme auf BSG,
Urteil vom 9. April 2014 â�� B 14 AS 23/13 R). Indes seien gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1
Satz 1 SGB II nur die angemessenen KdUH maÃ�geblich. Es genÃ¼ge insofern, dass
den LeistungsempfÃ¤ngern durch eine Kostensenkungsaufforderung oder aus
anderen UmstÃ¤nden bekannt gewesen sei, dass ihre Kosten unangemessen seien.
Insbesondere kÃ¶nne sich dies auch daraus ergeben, dass Ã¼ber einen lÃ¤ngeren
Zeitraum nur abgesenkte Leistungen bewilligt worden seien (unter Bezugnahme auf
BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2012 â�� B 4 AS 16/11 R â�� juris Rn. 16). So liege der
Fall hier, da den KlÃ¤gern bereits ab 2015, d.h. Ã¼ber zwei Jahre hinweg, nur
angemessene Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung bewilligt worden seien. 

Â 

Die KdUH seien hier in HÃ¶he von monatlich 609,75 â�¬ angemessen gewesen.
Dieser Wert ergebe sich aus den AV-Wohnen, denen ein schlÃ¼ssiges Konzept im
Sinne der Rechtsprechung des BSG zugrunde liege. Nach den AV-Wohnen habe im
Streitzeitraum die maximal angemessene Bruttokaltmiete fÃ¼r einen Drei-Personen-
Haushalt bei 518,25 â�¬ gelegen. Hinzu kÃ¤men nach der Anlage 3 der AV-Wohnen
angemessene Heizkosten von 91,50 â�¬, so dass sich ein Angemessenheitswert
von 609,75 â�¬ ergebe (609,75 â�¬ abzgl. 552,- â�¬ = 57,75 â�¬). 

Â 
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Die KlÃ¤ger haben gegen das ihrer BevollmÃ¤chtigten am 1. Juni 2017 zugestellte
Urteil am 27. Juni 2017 Berufung eingelegt. Sie machen geltend, es mÃ¼ssten ihre
tatsÃ¤chlichen KdUH berÃ¼cksichtigt werden. Es sei keine Mitteilung des Beklagten
Ã¼ber die Angemessenheit der KdUH erfolgt. Erst im Gerichtsbescheid habe das SG
ausgefÃ¼hrt, welche Unterkunftskosten seines Erachtens angemessen seien. Der
Beklagte habe sich immer nur darauf berufen, dass die frÃ¼heren
Unterkunftskosten zu Ã¼bernehmen seien.

Â 

Mit Bescheid vom 13. Juli 2017 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern fÃ¼r den
streitigen Zeitraum Januar bis Juni 2017 endgÃ¼ltig folgende Leistungen: 

fÃ¼r Januar 2017 insgesamt 716,26 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 297,60 â�¬, KlÃ¤gerin zu 2
261,20 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 157,46 â�¬); 

fÃ¼r Februar 2017 insgesamt 753,34 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 und KlÃ¤gerin zu 2 je
297,87 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 157,60 â�¬); 

fÃ¼r MÃ¤rz 2017 insgesamt 777,27 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 und KlÃ¤gerin zu 2 je 307,33
â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 162,61 â�¬); 

fÃ¼r April bis Juni 2017 insgesamt 753,34 â�¬ (KlÃ¤ger zu 1 und KlÃ¤gerin zu 2 je
297,87 â�¬, KlÃ¤gerin zu 3 157,60 â�¬).

Â 

Dabei legte er â�� zutreffend ermittelt â�� neben dem Kindergeld folgende, im
jeweiligen Monat zugeflosseneÂ  Nettoeinkommen des KlÃ¤gers zu 1 und der
KlÃ¤gerin zu 2 zugrunde: fÃ¼r den KlÃ¤ger zu 1 fÃ¼r Januar 2017 598,11 â�¬ und
fÃ¼r die Monate Februar bis Juni 2017 jeweils 597,59 â�¬; fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 2
fÃ¼r Januar 2017 529,99 â�¬, fÃ¼r Februar 2017 529,82 â�¬, fÃ¼r MÃ¤rz 2017
459,17 â�¬ und fÃ¼r die Monate April bis Juni 2017 jeweils 529,82 â�¬. Ferner
berÃ¼cksichtigte er fÃ¼r jeden Monat als angemessen erachtete Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung von insgesamt 609,75 â�¬ (518,25 â�¬ bruttokalt zzgl.
angemessene Heizkosten von 91,50 â�¬); er Ã¼bernahm damit die Werte der AV-
Wohnen bzw. des SG. Am Ende des Bescheides hieÃ� es, es hÃ¤tten sich im
Zeitraum Januar bis Juni 2017 Ã�berzahlungen ergeben, und zwar fÃ¼r den KlÃ¤ger
zu 1 und die KlÃ¤gerin zu 2 in HÃ¶he von jeweils insgesamt 1,91 â�¬ und fÃ¼r die
KlÃ¤gerin zu 3 in HÃ¶he von insgesamt 1,01 â�¬. Auf die RÃ¼ckforderung werde
indes jeweils verzichtet.

Â 

Die BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger hat das darin liegende Teilanerkenntnis mit
Schreiben vom 6. MÃ¤rz 2018 angenommen.

Â 
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Unter dem 10. MÃ¤rz 2022 hat der Berichterstatter des Senats den Beklagten auf
die Urteile des BSG vom 3. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R â�� und 2.
September 2021 â�� B 8 SO 13/19 R â�� hingewiesen, wonach es auch fÃ¼r den
hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum an einem schlÃ¼ssigen Konzept des
Beklagten zur Bestimmung der Angemessenheitswerte fÃ¼r die Nettokaltmiete und
die Betriebskosten mangeln dÃ¼rfte. Angesichts dessen werde ihm aufgegeben zu
erklÃ¤ren, ob die MÃ¶glichkeit einer Nachbesserung hinsichtlich eines schlÃ¼ssigen
Konzepts bestehe und, wenn ja, worin diese gesehen werde. Vorsorglich werde
ferner darauf hingewiesen, dass fÃ¼r den Fall, dass es nicht mÃ¶glich sein sollte,
auf der Grundlage eines schlÃ¼ssigen Konzeptes des Beklagten die
Angemessenheit der Kosten der Unterkunft zu bestimmen, und dass es auch dem
Gericht nicht mÃ¶glich sein sollte, aus vorhandenen Daten die Angemessenheit zu
bestimmen, nach der zitierten BSG-Rechtsprechung eine Bestimmung der
Angemessenheit der Bruttokaltmiete nach den um 10 v.H. erhÃ¶hten Werten der
Wohngeldtabelle in Betracht komme. Die Tabelle des Â§ 12 Abs. 1 Wohngeldgesetz
(WoGG), gÃ¼ltig vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2019, weise fÃ¼r
Berlin, das der Mietenstufe IV zugeordnet sei, fÃ¼r drei Personen einen Betrag von
626,- â�¬ aus. Das ergebe unter BerÃ¼cksichtigung des 10%-Zuschlags fÃ¼r die
Bruttokaltmiete 688,60 â�¬ monatlich (626,00 â�¬ zzgl. 62,60 â�¬). Hinzu kÃ¤men
Leistungen fÃ¼r die Heizung, die gemÃ¤Ã� Â§Â 22 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGB II in HÃ¶he
der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt wÃ¼rden, soweit sie angemessen
seien (unter Hinweis auf BSG, Urteil vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R). 

Â 

Hierauf hat der Beklagte mit Schreiben vom 10. MÃ¤rz 2022 darauf hingewiesen,
dass die AV-Wohnen nach Auffassung der Senatsverwaltung von Berlin ein
schlÃ¼ssiges Konzept zur Bestimmung angemessener Unterkunftskosten
darstellten und daher fÃ¼r ihn auch Weisungscharakter hÃ¤tten. Ein RÃ¼ckgriff auf
die um 10 % erhÃ¶hten Werte der Wohngeldtabelle komme daher nicht in Betracht.
Insofern werde auf die beigefÃ¼gten AusfÃ¼hrungen der Senatsverwaltung
verwiesen. Dem Schreiben sind vier Anlagen beigefÃ¼gt gewesen: AusfÃ¼hrungen
der Senatsverwaltung vom 4. November 2021; eine Darstellung des verfÃ¼gbaren
Wohnraums im Jahr 2016; die AV-Wohnen-Tabelle zu den angemessenen KdU ab
Dezember 2016; Auszug aus den AV-Wohnen zu Ziff. 3.2.2. 

Â 

Die KlÃ¤ger beantragen, 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 23. Mai 2017 zu Ã¤ndern und
den Beklagten unter Ã�nderung des Bescheides vom 13. Juli 2017 zu verurteilen,
ihnen fÃ¼r die Zeit von Januar bis Juni 2017 weitere Leistungen fÃ¼r Unterkunft
und Heizung nach dem SGB II zu gewÃ¤hren, und zwar fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft nach MaÃ�gabe der Tabellenwerte zu Â§ 12 Wohngeldgesetz zzgl. 10 %
und fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r Heizung unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen
Kosten von monatlich insgesamt 95,- â�¬, fÃ¼r Juni 2017 unter Abzug der im Mai
2017 fÃ¤llig gewordenen Betriebskostengutschrift von 28,84 â�¬. 
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Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â Â  

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten,
insbesondere auf die zwischen Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze, die
beigezogenen Gerichtsakten zu den Verfahren S 109 AS 8540715 = L 29 AS 114/18
und S 8 AS 5316/16 = L 4 AS 166/22 sowie die Leistungsakte des Beklagten (vier
BÃ¤nde), die vorgelegen haben und Gegenstand der Entscheidungsfindung
gewesen sind, Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung der KlÃ¤ger ist in dem zuletzt noch anhÃ¤ngigen Umfang
begrÃ¼ndet. 

Â 

Soweit sie ihre Klagen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung sinngemÃ¤Ã�
zurÃ¼ckgenommen haben, d.h. soweit sie an ihren ursprÃ¼nglich auf die
Verpflichtung des Beklagten zur Bewilligung von KdUH-Leistungen unter
BerÃ¼cksichtigung ihrerÂ  KostenÂ  gerichteten Begehren mit dem im
Verhandlungstermin gestellten Antrag nicht mehr festgehalten haben, sind die
Verfahren gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 1 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der
Hauptsache erledigt mit der Folge, dass der angefochtene Gerichtsbescheid des SG
in diesem Umfang wirkungslos geworden ist (Â§ 202 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 269 Abs.
3 Satz 1 Zivilprozessordnung). 

Â 

Gegenstand des Verfahrens ist neben dem Gerichtsbescheid des SG nur noch der
die Leistungen fÃ¼r Januar bis Juni 2017 abschlieÃ�end regelnde Bescheid vom 13.
Juli 2017, und zwar nur insoweit, als dieser die AnsprÃ¼che der KlÃ¤ger auf
Leistungen zur Deckung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung regelt, da es sich
bei den Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe um abtrennbare Leistungen handelt
(vgl. BSG, Urteil vom 4. Juni 2014 â�� B 14 AS 42/13 R â�� juris Rn. 10 f.). Der
Bescheid vom 13. Juli 2017 hat die vorangegangenen vorlÃ¤ufigen Bescheide im
Sinne von Â§ 39 Abs. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) erledigt, so dass
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diese nicht mehr Gegenstand des Verfahrens sind (vgl. BSG, Urteil vom 22. August
2012 â�� B 14 AS 13/12 R â�� juris Rn. 12). 

Â 

Die KlÃ¤ger verfolgen ihre Begehren in statthafter Weise mit einer kombinierten
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG). Die Klage ist
zulÃ¤ssigerweise gerichtet auf den Erlass eines Grundurteils (Â§ 130 Abs. 1 Satz 1
SGG) im HÃ¶henstreit. Denn Grund und HÃ¶he der von den KlÃ¤gern geltend
gemachten AnsprÃ¼che stehen so weit fest, dass ihnen fÃ¼r den streitigen
Zeitraum mit Wahrscheinlichkeit hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
zustehen (vgl. BSG, Urteil vom 11. November 2021 â�� B 14 AS 41/20 R â�� juris
Rn. 12). Die Klage ist auch sonst zulÃ¤ssig. 

Â 

Sie ist auch begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤ger haben fÃ¼r die Zeit von Januar bis Juni 2017
in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Anspruch auf weitere Leistungen zur
Deckung der KdUH.

Â 

Anspruchsgrundlage sind die Â§Â§ 19 Abs. 1 SGB II, 22 Abs. 1 Satz 1 und 3 SGB II,
und zwar in der ab dem 1. April 2011 geltenden Fassung, denn in
Rechtsstreitigkeiten Ã¼ber abgeschlossene BewilligungszeitrÃ¤ume ist das damals
geltende Recht anzuwenden (Geltungszeitraumprinzip, vgl. etwa BSG, Urteil vom
24. Juni 2020 â�� B 4 AS 8/20 R â�� juris Rn. 21).

Â 

Die KlÃ¤ger erfÃ¼llten im streitigen Zeitraum als leistungsberechtigte Personen die
Grundvoraussetzungen, um Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld (die KlÃ¤gerin zu 3)
zu erhalten, das die jeweiligen Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung umfasst (vgl.
fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 1 und 2 Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II und fÃ¼r die minderjÃ¤hrige
KlÃ¤gerin zu 3 als Mitglied der Bedarfsgemeinschaft Â§ 7 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Nr. 4
SGB II). Insbesondere waren die KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum hilfebedÃ¼rftig (Â§
7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 9 SGB II), weil sie nicht Ã¼ber hinreichendes
Einkommen oder VermÃ¶gen verfÃ¼gten, mit dem ihr jeweiliger Bedarf gedeckt
werden konnte. 

Â 

Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung werden in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind (Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB
II). Dabei hat die PrÃ¼fung der Angemessenheit des Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft
und des Bedarfs fÃ¼r die Heizung grundsÃ¤tzlich getrennt zu erfolgen (vgl. nur
BSG, Urteil vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R â�� juris Rn. 18). 
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Â 

Die Ausnahmevorschrift des Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II, wonach nur der bisherige
Bedarf (fÃ¼r die frÃ¼here Wohnung) anerkannt wird, wenn sich nach einem Umzug
die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung erhÃ¶hen, greift nicht. Davon geht
inzwischen auch der Beklagte aus, der im Bescheid vom 13. Juli 2017 nicht mehr auf
die frÃ¼here Miete von monatlich 552,- â�¬, sondern auf aus seiner Sicht
angemessene Unterkunfts- und Heizkosten abgestellt hat. Dabei kann dahinstehen,
ob der Umzug erforderlich war oder ob der Anwendbarkeit des Â§ 22 Abs. 1 Satz 2
SGB II entgegensteht, dass die KlÃ¤ger wegen mangelnder HilfebedÃ¼rftigkeit im
Dezember 2015 nicht im Leistungsbezug standen (vgl. BSG, Urteil vom 9. April 2014
â�� B 14 AS 23/13 R). Denn die Norm kommt jedenfalls deshalb nicht zur
Anwendung, weil zutreffend ermittelte abstrakte kommunale
Angemessenheitsgrenzen fÃ¼r die Unterkunftskosten nicht bestanden (nÃ¤her
dazu unten). Ist dies wie hier nicht der Fall, scheidet eine Leistungsdeckelung nach 
Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II aus (BSG, Urteil vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 6/15 R
â�� juris Rn. 26). Denn die Vorschrift hat allein den Zweck, eine missbrÃ¤uchliche
Leistungsinanspruchnahme durch AusschÃ¶pfung der abstrakten
Angemessenheitsgrenzen zu verhindern und den Kommunen im Hinblick auf die
Kostensteigerungen bei Leistungen nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II eine
Steuerungsfunktion zu belassen. Im Hinblick auf diesen Schutzzweck kann die Norm
bei einem Umzug innerhalb desselben Vergleichsraums Anwendung nur dann
finden, wenn und soweit zutreffend ermittelte kommunale
Angemessenheitsgrenzen bestehen (BSG, a.a.O. m.w.N.). Ferner setzt das Abstellen
auf die frÃ¼here Miete die hinreichende Aussicht voraus, zu einem entsprechenden
Preis eine neue bedarfsdeckende Wohnung anmieten zu kÃ¶nnen. Das ist hier
angesichts des unmittelbar vor und wÃ¤hrend des streitigen Zeitraums bereits sehr
angespannten Berliner Mietwohnungsmarktes, der seinerzeit zudem von erheblich
gestiegenen Kosten fÃ¼r neu anzumietenden Wohnraum geprÃ¤gt war, nicht
ersichtlich. 

Â 

Scheidet die Leistungsdeckelung Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II aus, schlieÃ�t dies eine
PrÃ¼fung der Unangemessenheit im Rahmen des Â§ 22 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 3 SGB
II nicht aus. Vielmehr kommt dann (wenn zutreffend ermittelte abstrakte
kommunale Angemessenheitsgrenzen fÃ¼r die Unterkunftskosten nicht bestehen)
fÃ¼r die Begrenzung der Nettokaltmiete und der kalten Nebenkosten der
RÃ¼ckgriff auf die Werte der Wohngeldtabelle zuzÃ¼glich eines Zuschlags von 10
% in Betracht (BSG, a.a.O. Rn. 27 m.w.N.). Das impliziert, dass im Falle fehlender
Zusicherung (wie hier) die angemessenen KdUH auch dann zugrunde gelegt werden
kÃ¶nnen, wenn nicht zuvor eine Kostensenkungsaufforderung erfolgt ist. Dass eine
solche erforderlich ist, ist dem Gesetz ohnehin nicht zu entnehmen. Â§ 22 Abs. 1
Satz 3 SGB II enthÃ¤lt keine generelle sechsmonatige Bestandsschutzklausel fÃ¼r
unangemessen hohe Mieten; je nach Lage des Einzelfalls brauchen unangemessene
Kosten nicht oder jedenfalls nicht fÃ¼r sechs Monate vom Jobcenter Ã¼bernommen
zu werden (Luik in Eicher/Luik/Harich, SGB II-Kommentar, 5. Aufl., Â§ 22 Rn. 201
m.w.N.). Es sind vielmehr, wie das SG im angefochtenen Gerichtsbescheid
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zutreffend erkannt hat, (nur) die angemessenen KdUH zugrunde zu legen, wenn den
LeistungsempfÃ¤ngern durch eine KostensenkungsaufforderungÂ  bekannt ist, dass
ihre KdUH unangemessen sind. Insbesondere kann sich diese Kenntnis auch daraus
ergeben, dass bereits Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum nur abgesenkte KdUH-
Leistungen bewilligt wurden (BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2012 â�� B 4 AS 16/11 R
â�� juris Rn. 19). So liegt der Fall hier. SpÃ¤testens ab Bescheidung ihres
Leistungsantrags fÃ¼r die Zeit ab Januar 2015 wussten die KlÃ¤ger, dass die
Mietkosten fÃ¼r die von ihnen neu angemietete Wohnung aus Sicht des Beklagten
unangemessen waren. Dass eine solche Wohnung fÃ¼r den Beklagten
unangemessen groÃ� und teuer war, dÃ¼rfte ihnen im Ã�brigen auch in Anbetracht
der vorangegangenen Wohnungssuche und erfolgter Ablehnungen von
Zusicherungen fÃ¼r in Aussicht genommene Wohnungen schon zuvor bewusst
gewesen sein (vgl. etwa die unwidersprochen gebliebenen AusfÃ¼hrungen des SG
auf Seite 6 des Urteils vom 27. November 2017 zum Az. S 109 AS 8540/15). Â 

Â 

Zur Bestimmung der Angemessenheit hat der 10. Senat des Landessozialgerichts
Berlin-Brandenburg im Urteil vom 7. April 2022 â�� L 10 AS 2286/18 â�� zu einem
die ZeitrÃ¤ume MÃ¤rz bis Dezember 2015 und Februar bis Juli 2016 sowie einen
Zwei-Personen-Haushalt betreffenden, im Ã�brigen aber gleich gelagerten Berliner
KdUH-Fall unter den Rn. 39 bis 56 (juris) ausgefÃ¼hrt:Â  

â��Der Begriff der â��Angemessenheitâ�� iS des Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II
unterliegt als unbestimmter Rechtsbegriff der uneingeschrÃ¤nkten gerichtlichen
Kontrolle (stRspr; vgl nur BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24718 R,
juris RdNr 16; BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, juris RdNr
16, jeweils mwN). Bei Nutzung einer Wohnung durch mehrere Personen werden die
Aufwendungen grundsÃ¤tzlich nach Kopfteilen auf die nutzenden Personen
aufgeteilt (sogenanntes Kopfteilprinzip). Das Kopfteilprinzip zielt auf die
generalisierende und typisierende Zuweisung individueller Bedarfe fÃ¼r alle
wohnungsnutzenden Personen, unabhÃ¤ngig von ihren schuldrechtlichen
Verpflichtungen gegenÃ¼ber Dritten und davon, ob alle Personen Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft sind sowie unabhÃ¤ngig von Alter und NutzungsintensitÃ¤t
(stRspr: zuletzt BSG, Urteil vom 27. Januar 2021 â�� B 14 AS 35/19 R, juris RdNr
13).

Â 

Die Ermittlung des angemessenen Umfangs der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft
hat in â��zwei grÃ¶Ã�eren Schrittenâ�� zu erfolgen: ZunÃ¤chst sind die abstrakt
angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft, bestehend aus Nettokaltmiete
und kalten Betriebskosten (= Bruttokaltmiete), zu ermitteln; dann ist die konkrete
(= subjektive) Angemessenheit dieser Aufwendungen im Vergleich mit den
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen zu prÃ¼fen (stRspr seit BSG, Urteil vom 07.
November 2006 â�� B 7b AS 10/06 R, juris RdNr 24f; zusammenfassend BSG, Urteil
vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris RdNr 19).Erst soweit die
Aufwendungen konkret unangemessen sind, ergeben sich aus Â§ 22 Abs 1 Satz 3
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SGB II weitere Voraussetzungen ihrer nur teilweisen BerÃ¼cksichtigung als Bedarfe.

Â 

Wie das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung entschieden hat, hat die Ermittlung der
abstrakt angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft unter Anwendung der
Produkttheorie (â��WohnungsgrÃ¶Ã�e in Quadratmeter multipliziert mit dem
Quadratmeterpreisâ��) in einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: (1)
Bestimmung der (abstrakt) angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die
leistungsberechtigte(n) Person(en), (2) Bestimmung des angemessenen
Wohnungsstandards, (3) Ermittlung der aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine
nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard angemessene Wohnung in dem
maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum nach einem schlÃ¼ssigen Konzept, (4)
Einbeziehung der angemessenen kalten Betriebskosten (vgl zur Produkttheorie
grundlegend BSG, Urteil vom 07. November 2006 â�� B 7b AS 18/06 R, juris RdNr
20; zuletzt BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris RdNr 20).
Zudem ist nach der neueren hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung zu prÃ¼fen, ob
angemessener Wohnraum tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung steht und in hinreichender
Zahl auf dem Markt allgemein zugÃ¤nglich angeboten wird (vgl BSG, Urteil vom 03.
September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, juris RdNr 27).

Â 

Der Ermittlung der angemessenen Nettokaltmiete in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen
Vergleichsraum nach einem schlÃ¼ssigen Konzept ist ausgehend von der zuvor
angefÃ¼hrten Rechtsprechung zugrunde zu legen: Der Vergleichsraum ist der
Raum, fÃ¼r den ein grundsÃ¤tzlich einheitlicher abstrakter Angemessenheitswert
zu ermitteln ist (BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris RdNr
22), innerhalb dessen einer leistungsberechtigten Person ein Umzug zur
Kostensenkung grundsÃ¤tzlich zumutbar ist und ein nicht erforderlicher Umzug
nach Â§ 22 Abs 1 Satz 2 SGB II zu einer Deckelung der Aufwendungen auf die
bisherigen fÃ¼hrt (vgl in Abgrenzung hierzu: Umzug in anderen Vergleichsraum
BSG, Urteil vom 01. Juni 2010 â�� B 4 AS 60/09 R, juris RdNr 18ff). Der
Vergleichsraum ist ein ausgehend vom Wohnort der leistungsberechtigten Person
bestimmter ausreichend groÃ�er Raum der

Â 

Wohnbebauung, der aufgrund rÃ¤umlicher NÃ¤he, Infrastruktur und insbesondere
verkehrstechnischer Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen
Lebens- und Wohnbereich bildet (BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS
24/18 R, juris RdNr 22 mwN).

Â 

Insoweit ist auf das gesamte Stadtgebiet von Berlin abzustellen. Denn bei der Stadt
Berlin handelt es sich um einen solchen homogenen Lebens- und Wohnbereich. Eine
BeschrÃ¤nkung auf bestimmte Bezirke (oder Ortsteile) mit besonders verdichteter
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Bebauung und damit vorwiegend gÃ¼nstigem Wohnraum birgt zudem das Risiko
einer Gettoisierung (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 50/10 R, juris
RdNr 24 mwN und BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 2/10 R, juris RdNr
18).

Â 

Das schlÃ¼ssige Konzept soll die GewÃ¤hr dafÃ¼r bieten, dass die aktuellen
VerhÃ¤ltnisse des Mietwohnungsmarkts im Vergleichsraum dem
Angemessenheitswert zugrunde liegen und dieser realitÃ¤tsgerecht ermittelt wird
(BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris RdNr 24). SchlÃ¼ssig
ist ein Konzept, wenn es neben rechtlichen zudem bestimmte methodische
Voraussetzungen erfÃ¼llt und nachvollziehbar ist. Es muss gewÃ¤hrleisten, dass
danach angemessene Wohnungen tatsÃ¤chlich verfÃ¼gbar, also anmietbar sind
(BSG, Urteil vom 03. September 2020, B 14 AS 37/19 R, juris RdNr 24).

Â 

Zur Umsetzung der gerichtlichen Kontrolle ist es auf eine entsprechende Klage hin
zunÃ¤chst Aufgabe des Gerichts, die RechtmÃ¤Ã�igkeit des vom beklagten
Jobcenter ermittelten abstrakten Angemessenheitswerts sowohl im Hinblick auf die
Festlegung des Vergleichsraums als auch die Erstellung eines schlÃ¼ssigen
Konzepts zu Ã¼berprÃ¼fen (BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R,
juris RdNr 27). Ist die Ermittlung dieses abstrakten Angemessenheitswerts rechtlich
zu beanstanden, ist dem Jobcenter Gelegenheit zu geben, diese Beanstandungen
durch Stellungnahmen, ggf nach weiteren eigenen Ermittlungen, auszurÃ¤umen
(BSG, aaO, RdNr 28 mwN; BSG, Urteil vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R
, juris RdNr 22). Gelingt es dem Jobcenter nicht, die Beanstandungen des Gerichts
auszurÃ¤umen, ist das Gericht zur Herstellung der Spruchreife der Sache nicht
befugt, seinerseits eine eigene Vergleichsraumfestlegung vorzunehmen oder ein
schlÃ¼ssiges Konzept â�� ggf mit Hilfe von SachverstÃ¤ndigen â�� zu erstellen
(BSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris RdNr 29; BSG, Urteil
vom 03. September 2020 â�� B 14 AS 37/19 R, juris RdNr 23f).

Â 

Bei Anwendung dieser MaÃ�stÃ¤be in dem von der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung vorgegebenen mehrstufigen Verfahren zur Ermittlung der abstrakt
angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft unter Anwendung der
Produkttheorie (â��WohnungsgrÃ¶Ã�e in Quadratmeter multipliziert mit dem
Quadratmeterpreisâ��) lassen sich zwar die abstrakt angemessene
WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigten Personen und der angemessene
Wohnungsstandard bestimmen. Der erkennende Senat vermag jedoch nicht, die
aufzuwendende Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung im maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum auf ein
schlÃ¼ssiges Konzept der Sozialverwaltung des Landes Berlin stÃ¼tzen, das diesen
Anforderungen genÃ¼gt.
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Â 

Der erkennende Senat geht mit dem SG davon aus, dass fÃ¼r einen
Zweipersonenhaushalt eine WohnungsgrÃ¶Ã�e von 60 qm zu veranschlagen ist.
Denn zur Festlegung der angemessenen WohnflÃ¤che ist auf die
WohnraumgrÃ¶Ã�en fÃ¼r Wohnberechtigte im sozialen Mietwohnungsbau
abzustellen. Hinsichtlich der Ã�berlassung von gefÃ¶rdertem Mietwohnungsbau
verweisen Â§ 27 Abs 4, Â§ 10 des Gesetzes Ã¼ber die soziale WohnraumfÃ¶rderung
vom 13. September 2001 (BGBl I 2376: â��WohnungsfÃ¶rderungsgesetzâ�� im
Folgenden: WoFG) wegen der maÃ�geblichen WohnungsgrÃ¶Ã�e auf die
â��Bestimmungenâ�� des jeweiligen Landes. Das Land Berlin hat zu Â§ 10 WoFG
keine AusfÃ¼hrungsvorschriften erlassen. Zu Â§ 27 WoFG liegen nur
unverÃ¶ffentlichte Arbeitshinweise der Senatsverwaltung fÃ¼r Stadtentwicklung
vom 15. Dezember 2004 vor, die wegen der maÃ�geblichen WohnungsgrÃ¶Ã�e an
die zuvor ergangenen Bekanntmachungen anknÃ¼pfen. Danach darf entsprechend
der Bekanntmachung der Senatsverwaltung fÃ¼r Bau- und Wohnungswesen vom
20. Oktober 1995 (ABl fÃ¼r Berlin, 4462) an Zweipersonenhaushalte Wohnraum bis
zu 60 qm Ã¼berlassen werden. Auf diese Regelungen ist fÃ¼r die Bestimmung der
Angemessenheitsgrenze nach Â§ 22 Abs 1 Satz 1 SGB II zurÃ¼ckzugreifen (vgl BSG,
Urteil vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 85/09 R, juris RdNr 18).

Â 

Nach der dargestellten Rechtsprechung des BSG ist ein einfacher, im unteren
Marktsegment liegender Standard zugrunde zu legen. Die Wohnung muss
hinsichtlich ihrer Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden
BedÃ¼rfnissen entsprechen, ohne einen gehobenen Wohnstandard aufzuweisen.
Mit diesen Vorgaben, hat das BSG geklÃ¤rt, dass Wohnungen, die nicht den
einfachen, sondern den untersten Stand abbilden, von vornherein nicht zu dem
Wohnungsbestand gehÃ¶ren, der Ã¼berhaupt fÃ¼r die Bestimmung einer
Vergleichsmiete heranzuziehen ist (BSG, Urteil vom 18. November 2014 â�� B 4 AS
9/14 R, juris RdNr 18). Solche Wohnungen mit besonders niedrigem
Ausstattungsgrad sind insbesondere Wohnungen mit Ofenheizung und Wohnungen
ohne Bad (mit Innen-WC), in denen sich die Bewohner nur mit flieÃ�endem Wasser
am Waschbecken (sei es in WC oder KÃ¼che) waschen, aber nicht duschen
kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 â�� B 14 AS 2/10 R, juris RdNr 24),
Wohnungen ohne Heizung, ohne Bad, ohne Warmwasser im Bad (BSG, Urteil vom
20. Dezember 2011 â�� B 4 AS 19/11 R, juris RdNr 28); Wohnungen, deren Toilette,
KÃ¼che oder Bad von anderen Mietparteien mitbenutzt werden, die nicht Ã¼ber
KÃ¼che und Toilette verfÃ¼gen und Wohnungen im Untergeschoss (BSG, Urteil
vom 10. September 2013 â�� B 4 AS 77/12 R, juris RdNr 21).

Â 

Ein schlÃ¼ssiges Konzept fÃ¼r derart charakterisierte Wohnungen ist fÃ¼r Berlin in
den hier streitigen ZeitrÃ¤umen von MÃ¤rz 2015 bis Dezember 2015 und Februar
2016 bis Juli 2016 nicht vorhanden.
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Â 

Die Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft ist â�� wovon auch das
SG und der Beklagte ausgegangen sind â�� nicht am MaÃ�stab der WAV zu
messen. Die UnwirksamkeitserklÃ¤rung erstreckte sich zwar nur auf den
Geltungszeitraum von Mai 2012 bis Juli 2013 (BSG, Urteil vom 04. Juni 2014 â�� B
14 AS 53/13 R, juris RdNr 15f). Jedoch ist die WAV auch fÃ¼r die FolgezeitrÃ¤ume
aufgehoben worden (WAV-Aufhebungsverordnung vom 16. Juni 2015, GVBl Berlin S
275).

Â 

Dass den bis Juni 2015 weiter angewandten Richtwerttabellen der WAV ein
schlÃ¼ssiges Konzept hinsichtlich der Ermittlung der Nettokaltmiete zugrunde lag,
lÃ¤sst sich ebenso wenig feststellen wie fÃ¼r die AV-Wohnen 2015.

Â 

Dies scheitert daran, dass nicht festgestellt werden kann, ob vorliegend Wohnraum
zu den hier als angemessen erachteten Kosten tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stand
und damals in hinreichender Zahl auf dem Markt allgemein zugÃ¤nglich angeboten
wurde. Dem erkennenden Senat liegen hierzu fÃ¼r die vorliegenden
StreitzeitrÃ¤ume keine belastbaren Erkenntnisse vor, um eine VerfÃ¼gbarkeit
preiswerteren Wohnraums im Vergleich zu dem konkret in Rede stehenden
Wohnraum auf dem auÃ�erordentlich dynamischen und deshalb nach Ablauf von so
vielen Jahren regelmÃ¤Ã�ig nicht mehr rekonstruierbaren Wohnungsmarkt von
Berlin zu prÃ¼fen, zumal hier nicht nur auf ein einzelnes Angebot, sondern aus
materiell-rechtlichen GrÃ¼nden auf eine hinreichende Anzahl von Wohnungen
sowie auf die Zahl der Nachfragenden in dem entsprechenden Preissegment
abgestellt werden muss. Eine entsprechende UnterstÃ¼tzung zu dieser Frage durch
den Beklagten bzw die Sozialverwaltung des Landes Berlin ist trotz des
Hinweisschreibens des Senats vom Februar 2021 ausgeblieben.

Â 

Das vom Beklagten hierauf vorgelegte â��SchlÃ¼ssigkeitskonzeptâ�� ist nicht
geeignet, die tatsÃ¤chliche VerfÃ¼gbarkeit von Wohnraum in den streitigen
ZeitrÃ¤umen zu belegen und die weiter angewandten Richtwerttabellen der WAV
bzw die AV-Wohnen 2015 â��nachzubessernâ��; dass diese kein schlÃ¼ssiges
Konzept iS der BSG-Rechtsprechung darstellen, folgt schon daraus, dass das Land
Berlin zur Festlegung der Angemessenheitswerte weder das Wohnungsangebot
noch die Nachfrage bestimmt hat.

Â 

Das nachgebesserte SchlÃ¼ssigkeitskonzept stÃ¼tzt sich auf die im sog
Marktmonitor des Verbandes der Berlin-Brandenburger Wohnungsunternahmen eV
(im Folgenden BBU) angegebene Leerstandsquote von 1,7 % (vgl BBU-Marktmonitor
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2016, abrufbar im Internet) bzw 1,6 % (vgl BBU-Marktmonitor 2017). Dabei lÃ¤sst
die Berechnung jedoch unberÃ¼cksichtigt, dass von diesem Wert bereits nach den
Angaben des BBU nicht auf eine VerfÃ¼gbarkeit von Wohnraum geschlossen
werden kann. Denn der BBU fÃ¼hrt im Marktmonitor 2016 (S 45) selbst aus, dass
das Gros der Wohnungen nur kurzfristig leer steht. Der Anteil der Wohnungen, die
wegen laufender ModernisierungsmaÃ�nahmen, Mieterwechsel oder sonstiger
GrÃ¼nde leer stehen, macht mehr als 90 Prozent der leer stehenden Wohnungen
aus. Mehr als ein Drittel der leer stehenden Wohnungen war zum Jahresende 2016
aufgrund von ModernisierungsmaÃ�nahmen nicht bewohnt. Lediglich 9,8 % der
leerstehenden Wohnungen standen Ende 2016 aufgrund von
Vermietungsschwierigkeiten lÃ¤ngerfristig leer. Wohnungen, in denen
ModernisierungsmaÃ�nahmen ausgefÃ¼hrt werden, stehen dem Wohnungsmarkt
ebenso nicht zur VerfÃ¼gung wie Wohnungen, die bereits an einen Mieter fÃ¼r
Folgemonate vergeben wurden, die unbewohnbar sind bzw verkauft werden sollen.
DarÃ¼ber hinaus lÃ¤sst die Betrachtung des Beklagten auÃ�er Betracht, dass auch
andere Personen als die im Vergleichsjahr zur Kostensenkung aufgeforderten SGB II-
EmpfÃ¤nger nach Wohnungen suchten. Denn die aus der Leerstandsquote
hochgerecht als verfÃ¼gbar angesehenen Wohnungen werden vom Beklagten
allein mit dem Bedarf derjenigen Leistungsberechtigten verglichen, die im gleichen
Zeitraum zur Kostensenkung neu aufgefordert wurden. Dies lÃ¤sst zum einen die
Nachfrage der Leistungsberechtigten auÃ�er Betracht, die in VorzeitrÃ¤umen zur
Kostensenkung aufgefordert wurden und nun eine neue Wohnung suchen.
UnberÃ¼cksichtigt bleibt darÃ¼ber hinaus die Nachfrage andere Bezieher von
Sozialleistungen, wie Sozialhilfe, BAfÃ¶G, Wohngeld, und die Nachfrage von
Haushalten mit einem geringen Einkommen, ohne FÃ¼rsorgeleistungen zu
beziehen (so bereits Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 13.
Dezember 2021 â�� L 18 AS 1667/18, unverÃ¶ffentlicht).â��

Â 

Diesen AusfÃ¼hrungen, die im Ã�brigen im Wesentlichen im Einklang mit den
Entscheidungen des 1. und des 18. Senats des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg stehen, die in diesem Jahr ebenfalls zur Bestimmung der
Angemessenheit der KdUH in Berlin entschieden haben, der 1. Senat mit Urteil vom
16. MÃ¤rz 2022 â�� L 1 AS 456/21 WA â�� zum Bewilligungszeitraum Dezember
2016 bis Juli 2017 (juris Rn. 43) und der 18. Senat mit Urteil vom 10. August 2022
â�� L 18 AS 225/20 â�� zum Bewilligungszeitraum August 2017 bis Juli 2018 (soweit
ersichtlich unverÃ¶ffentlicht), folgt der hier erkennende Senat und ergÃ¤nzt wegen
der vorliegenden Sachverhaltsabweichungen wie folgt: 

Â 

FÃ¼r den Drei-Personen-Haushalt der KlÃ¤ger ist nach den vom 10. Senat in der
oben zitierten Entscheidung angegebenen rechtlichen Grundlagen eine
WohnungsgrÃ¶Ã�e von 80 qm angemessen. Auch fÃ¼r die hier in Rede stehende
Zeit von Januar bis Juni 2017 mangelt es, insbesondere was die Frage der
damaligen VerfÃ¼gbarkeit von Wohnraum fÃ¼r drei Personen angeht, an einem
schlÃ¼ssigen Konzept des Landes Berlin, das den Anforderungen des BSG
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genÃ¼gt. Aus den vom Beklagten zuletzt mit Schreiben vom 10. MÃ¤rz 2022 auf
gerichtliche Auflage vorgelegten Unterlagen ergibt sich nichts anderes. Die darin
enthaltenen AusfÃ¼hrungen zwecks AusrÃ¤umung der dargestellten
Beanstandungen am Berliner Konzept zur Bestimmung der Angemessenheit der
Unterkunftskosten entsprechen im Wesentlichen den Nachbesserungsversuchen,
die auch im Fall der 10. Senats (wie auch im Fall des 18. Senats) angestellt worden
sind und sich im Kern auf die im sogenannten Marktmonitor des Verbandes der
Berlin-Brandenburger Wohnungsunternehmen e.V. angegebene Leerstandsquote
stÃ¼tzen. Diese hat der 10. Senat in den oben zitierten EntscheidungsgrÃ¼nden
(ebenso wie der 18. Senat im Urteil vom 10. August 2022)Â  mit Ã¼berzeugenden
ErwÃ¤gungen, denen der hier erkennende Senat folgt, fÃ¼r unzureichend erachtet.

Â 

Nach Ausbleiben entsprechender UnterstÃ¼tzung durch den Beklagten sieht sich
auch der hier erkennende Senat nicht in der Lage, abstrakte Angemessenheitswerte
selbst festzulegen. Insbesondere sieht er keinen erfolgversprechenden Weg, fÃ¼r
den lange zurÃ¼ckliegenden Streitzeitraum verlÃ¤ssliche Feststellungen darÃ¼ber
zu treffen, dass Wohnraum angemessener GrÃ¶Ã�e und angemessenen Standards
in Berlin zu einem bestimmten Mietpreis tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stand und in
ausreichender Zahl auf dem Berliner Mietwohnungsmarkt allgemein zugÃ¤nglich
angeboten wurde. Besonders die Nachfragekonkurrenz auf dem seinerzeit bereits
angespannten Berliner Wohnungsmarkt lÃ¤sst sich retrospektiv nicht mehr
hinreichend zuverlÃ¤ssig bestimmen (ausfÃ¼hrlich zu den diesbezÃ¼glichen
Schwierigkeiten das bereits zitierte Urteil des 1. Senats vom 16. MÃ¤rz 2022 â�� L 1
AS 456/21 WA â�� juris Rn. 69 ff.).Â  

Â 

Liegt damit ein Erkenntnisausfall zur angemessenen Referenzmiete vor, ist zur
Bestimmung der abstrakt angemessenen Unterkunftskosten auf die Werte nach Â§
12 WoGG zzgl. eines Sicherheitszuschlages von 10 % im Sinne einer
Angemessenheitsobergrenze zurÃ¼ckzugreifen (vgl. BSG, Urteil vom 3. September
2020 â�� B 14 AS 37/19 R â�� juris Rn. 24 und Urteil vom 2. September 2021 â�� B
8 SO 13/19 R â�� juris Rn. 25).

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung der Mietenstufe IV, der die Stadt Berlin im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum zugeordnet war (vgl. die Anlage zu Â§ 1 Abs. 3
Wohngeldverordnung), ergibt sich eine Angemessenheitsobergrenze fÃ¼r die
Bruttokaltmiete (vgl. Â§ 9 Abs. 1 WoGG) fÃ¼r den Drei-Personen-Haushalt der
KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von monatlich 688,50 â�¬
(HÃ¶chstbetrag fÃ¼r die Mietenstufe IV nach Â§ 12 Abs. 1 WoGG in der vom 1.
Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung von 626,- â�¬ zzgl.
eines Sicherheitszuschlages von 10 %). 

Â 

                            19 / 27

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20AS%20456/21%20WA
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20AS%20456/21%20WA
https://dejure.org/gesetze/WoGG/12.html
https://dejure.org/gesetze/WoGG/12.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2037/19%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2013/19%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2013/19%20R
https://dejure.org/gesetze/WoGG/9.html
https://dejure.org/gesetze/WoGG/12.html


 

Bei der Leistungsberechnung fÃ¼r den Monat Juni 2017 ist gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 3
SGB II von diesem Betrag die im Mai 2017 fÃ¤llige Betriebskostengutschrift von
28,84 â�¬ in Abzug zu bringen.

Â 

Nachdem die KlÃ¤ger ihre Begehren im Verhandlungstermin auf die
BerÃ¼cksichtigung von Unterkunftsbedarfen nach MaÃ�gabe der Tabellenwerte des
WoGG zzgl. 10 % beschrÃ¤nkt haben, bedarf es keiner AusfÃ¼hrungen dazu, ob
ihre tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft im Streitzeitraum im Sinne
von Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II subjektiv angemessen waren. DafÃ¼r gab es auch
keine Anhaltspunkte.Â  

Â 

Die PrÃ¼fung der abstrakten Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r die Heizung
hat nicht nur, wie bereits dargestellt, getrennt von der PrÃ¼fung der
Angemessenheit der Unterkunftsbedarfe zu erfolgen, sondern auch nach anderen
MaÃ�stÃ¤ben. Die Heizkosten sind nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II in HÃ¶he der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen zu Ã¼bernehmen, soweit sie nicht einen Grenzwert
Ã¼berschreiten, der unangemessenes Heizen indiziert. Hierzu hat der 10. Senat des
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg in der zitierten Entscheidung vom 7. April
2022 unter den Rn. 59 f. ausgefÃ¼hrt:

â��Die Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r die HeizungÂ  ist â�� mangels
anderer Zahlen â�� so lange zu bejahen, wie die Kosten unter dem Grenzbetrag
eines bundesweiten oder kommunalen Heizspiegels liegen, der abhÃ¤ngig von der
jeweiligen Heizungsart, der WohnanlagengrÃ¶Ã�e und der abstrakt angemessenen
Quadratmeterzahl ein eklatant kostspieliges bzw. unwirtschaftliches Heizen indiziert
(BSG, Urteil vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R, juris RdNr 15).

Â 

Als Grenzwert ist auf die ungÃ¼nstigste Verbrauchskategorie des Bundesweiten
Heizspiegels zurÃ¼ckzugreifen, solange kein entsprechender lokaler
Heizkostenspiegel existiert (BSG, aaO). Der fÃ¼r Berlin bestehende lokale
Heizspiegel kann fÃ¼r die Bestimmung der nach dem SGB II angemessenen lokalen
Heizkosten nicht verwendet werden, weil er nicht reprÃ¤sentativ ist. Heranzuziehen
sind grds. die Vergleichswerte des Bundesweiten Heizspiegels fÃ¼r Ã¶l-, erdgas-
und fernwÃ¤rmebeheizte Wohnungen, gestaffelt nach der von der jeweiligen
Heizungsanlage zu beheizenden WohnflÃ¤che, die hinsichtlich des
Heizenergieverbrauchs zwischen â��niedrigâ��, â��mittelâ��, â��erhÃ¶htâ�� und
â��zu hochâ�� unterscheiden. Der Grenzwert, der der AngemessenheitsprÃ¼fung
zugrunde zu legen ist, ist das Produkt aus dem Wert, der sich fÃ¼r den Haushalt
des Leistungsberechtigten aus abstrakt angemessener WohnflÃ¤che und dem Wert
fÃ¼r â��zu hoheâ�� Heizkosten bezogen auf den jeweiligen EnergietrÃ¤ger und die
GrÃ¶Ã�e der Wohnanlage ergibt. Insofern wird der Wert fÃ¼r zu hohe Heizkosten
nur bezogen auf die angemessene Quadratmeterzahl berÃ¼cksichtigt, um ein
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Korrektiv hinsichtlich der HÃ¶he der Heizkosten zu erhalten und zugleich die
Vergleichbarkeit der Heizkosten mit denen einer typischerweise angemessenen
Wohnung zu ermÃ¶glichen.â��

Â 

Auch diesen AusfÃ¼hrungen schlieÃ�t sich hier erkennende Senat an. Nach diesen
MaÃ�stÃ¤ben waren hier die tatsÃ¤chlichen Heizkosten â�� die Wohnung der
KlÃ¤ger lag wie erwÃ¤hnt in einem GebÃ¤ude mit einer GesamtheizflÃ¤che von
mehr als 1000 qm und wurde bei zentraler Warmwasserversorgung mit Gas beheizt
â�� nicht unangemessen hoch. Denn sie lagen mit monatlich 95,- â�¬Â  deutlich
unterhalb des oben beschriebenen Grenzwertes des â�� maÃ�geblichen, da zum
Zeitpunkt des Ausgangsbescheides vom 22. Dezember 2016 zuletzt, nÃ¤mlich am
2. November 2016, verÃ¶ffentlichten (vgl. KrauÃ� in Hauck/Noftz, SGB II-
Kommentar, Â§ 22 Rn. 238) â�� bundesweiten Heizspiegels (vgl. 
http://www.heizspiegel.de) fÃ¼r das Jahr 2016 (vgl. BSG, Urteile vom 22.
September 2009 â�� B 4 AS 70/08 R â�� juris Rn. 19 und vom 2. Juli 2009 â�� B 14
AS 36/08 R â�� juris Rn. 20 ff.). Das Produkt (vgl. BSG, Urteile vom 16. April 2013
â�� B 14 AS 28/12 R â�� juris Rn. 43 und vom 13. April 2011 â�� B 14 AS 106/10 R
 â�� Â juris Rn. 43) aus der angemessenen WohnflÃ¤che fÃ¼r drei Personen von 80
qm und dem Wert fÃ¼r zu hohe Heizkosten fÃ¼r mit Erdgas beheizte Wohnungen
bei eine GebÃ¤udeflÃ¤che von mehr als 1000 qm von mehr als 18,- â�¬ pro qm
ergibt 1440,- â�¬/Jahr (80 qm x 18,- â�¬) bzw. 120,- â�¬/Monat. Â 

Â 

Nach alledem wird der Beklagte bei der anstehenden Neuberechnung der KdUH-
Leistungen fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum (unter BerÃ¼cksichtigung
der festgestellten monatlichen Einkommen der KlÃ¤ger) Bedarfe fÃ¼r die
Unterkunft fÃ¼r die Monate Januar bis Mai 2017 in HÃ¶he von monatlich insgesamt
688,50 â�¬ und fÃ¼r den Monat Juni 2017 in HÃ¶he von 659,66 â�¬ (688,50 â�¬
abzgl. 28,84 â�¬) als angemessen zugrunde zu legen haben, ferner fÃ¼r den
Zeitraum Januar bis Juni 2017 Bedarfe fÃ¼r die Heizung in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he
von monatlich insgesamt 95,- â�¬. Diese Bedarfe sind wie Ã¼blich nach dem
Kopfteilsprinzip auf die (hier drei) Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft zu verteilen
(vgl. nur BSG, Urteil vom 15. April 2008 â�� B 14/7b AS 58/06 R). Â Â Â 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Auch wenn die KlÃ¤ger, die
ursprÃ¼nglich ihre tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten berÃ¼cksichtigt wissen
wollten, ihre Begehren jedoch im Verhandlungstermin am 25. August 2022 auf
gerichtlichen Hinweis beschrÃ¤nkt haben, nicht in vollem Umfang obsiegt haben,
hielt es der Senat aus VeranlassungsgrÃ¼nden fÃ¼r angemessen, dem Beklagten
die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger umfÃ¤nglich aufzuerlegen.

Â 
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG) sind
nicht ersichtlich.

Â 

Â 

Â 

Rechtsmittelbelehrung und ErlÃ¤uterungen
zur Prozesskostenhilfe

Â 

I. Rechtsmittelbelehrung

Â 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Â 

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der
Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bundessozialgericht
einzulegen. RechtsanwÃ¤lte, BehÃ¶rden oder juristische Personen des Ã¶ffentlichen
Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen die Beschwerde als elektronisches
Dokument Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Die
Beschwerde muss bis zum Ablauf dieser Frist beim Bundessozialgericht
eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen.

Â 

Anschriften des Bundessozialgerichts:

Â 

bei Brief und Postkarte bei Eilbrief, Telegramm, Paket und
PÃ¤ckchen

34114 Kassel Graf-Bernadotte-Platz 5
Â 34119 Kassel
Telefax-Nummer: Â 
(0561) 3107475 Â 
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Â 

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

Â 

â�� von der verantwortenden Person
qualifiziert elektronisch signiert ist oder

Â Â 
â�� von der verantwortenden Person signiert

und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4
SGG eingereicht wird.

Â 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
Informationen hierzu kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal des Bundessozialgerichts
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Â 

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen:

Â 

1. RechtsanwÃ¤lte,
2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule

eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt
besitzen,

3. selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder
berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

4. berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r ihre Mitglieder,
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie

ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r
andere VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer
Ausrichtung und deren Mitglieder,

6. Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die gemeinschaftliche
Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter
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BerÃ¼cksichtigung von Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres
Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r eine sachkundige Prozessvertretung
bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

7. juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im wirtschaftlichen Eigentum
einer der in den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung
dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r
die TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Â 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung
zum Richteramt handeln.

Â 

BehÃ¶rden und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der
von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten
ZusammenschlÃ¼sse sowie private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich
durch eigene BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch
BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt anderer BehÃ¶rden oder
juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten
lassen. Ein Beteiligter, der nach MaÃ�gabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung
berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

Â 

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung
von einem zugelassenen ProzessbevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer
Form zu begrÃ¼nden. RechtsanwÃ¤lte, BehÃ¶rden oder juristische Personen des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer
Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen die
BegrÃ¼ndung als elektronisches Dokument Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1 SGG).

Â 

In der BegrÃ¼ndung muss dargelegt werden, dass

Â 

die Rechtssache grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat oder
die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des
Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe
des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser
Abweichung beruht oder

                            24 / 27

https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html


 

ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene
Entscheidung beruhen kann.

Â 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1
SGG nicht und eine Verletzung des Â§ 103 SGG nur gerÃ¼gt werden, soweit das
Landessozialgericht einem Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht
gefolgt ist.

Â 

Â 

II. ErlÃ¤uterungen zur Prozesskostenhilfe

Â 

FÃ¼r das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein
Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts
beantragen.

Â 

Der Antrag kann von dem Beteiligten persÃ¶nlich gestellt werden; er ist beim
Bundessozialgericht schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder
mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren. RechtsanwÃ¤lte,
BehÃ¶rden oder juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der
von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten
ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen den Antrag als elektronisches Dokument
Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1 SGG).

Â 

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen; hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen.
Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhÃ¤ltlich. Er kann auch Ã¼ber das
Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und
ausgedruckt werden.

Â 

Im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform
auszufÃ¼llen, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu signieren und dann in
das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu Ã¼bermitteln.
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Â 

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten eingelegt ist, mÃ¼ssen der Antrag auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist fÃ¼r die
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Â 

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Rechtsanwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag
der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Â 

Â 

Â 

Â 

III. ErgÃ¤nzende Hinweise

Â 

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden. Das Bundessozialgericht bittet
darÃ¼ber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.

Â 

Â 

Â 

LietzmannÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â  Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Sinner-GallonÂ Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
KorteÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

Erstellt am: 04.10.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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